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Beklagten und Revisionsklägerin,

oo.ooooooonouoao-annoonaoonncoooo°onnoecnoooooooonc

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 12° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 28° April 1964, an der
mitgewirkt haben

Senatspräsident
_

'V R18 5 o k-

>‚ __„„ ‚
als Vorsitzender, '„_

‚AEundesriehter
\

Dr„ D a p p r i o h und
Bundesrichter „. S c h m i d t h a l s

!- als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter S c h m i d t .
il_i und

Bundessozialriehter Z 0 l l e n k o p i f
als ehrenamtliche Richter,\

1|'

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile des

Landessczialgerichts Bremen vom 21° April 1961 und des

Sozialgerichts Bremen vom l3„ Oktober l959 aufgehoben°

Die Klage wird abgewiesen°

Außergeriehtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen„
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Es ist streitig, ob das vorzeitige Altersruhegeld der K a-

gerin (“ 1248 Abs„ 5 der Reichsversicherungsordnung — EVO—)

gemäß 9 1255 Abs 2 EVO unter Berücksichtigung der für

das Jahr 1958 oder der für das Jahr 1959 maßgebenden all—

gemeinen Bemessungsgrundlage zu berechnen ist°

Die am 1894 geborene Klägerin arbeitete zu—
letzt vom 1° Juli 1945 bis zum 51° August 1958 als Kü—

chenhilie in dem Krankenhaus Bremen—Grohn° die wurde

entlassen, weil das Krankenhaus geschlossen wurde° Am

1° September 1958 meldete sie sich arbeitslos beim Ar-

beitsamt Bremen——Veggesack und arbeitete seit dieser Zeit

nicht mehr° Sie hatte in den letzten 20 Jahren überwie—

gend eine rentenversicherungs pflichtige Beschäftigung

nusgeübt. g_. “,

Am 2° Januar 1959 beantraggte sie bei der Beklagten die

Gewährung vorzeitigen Alters ruhe geldes° Durch Bescheid

vom 24„ März 19 59 entsprach die Beklagte diOSCI.2 intra

mit Wirkung vom 10 Januar 1 M5 ; sie legte der dentenbe—

rechnung die allgemeine Bemessungsgrundlagc vcn

4.542.“— DMzugrunde, die für die im Jahre 1958 einge—
tretenen Versicherungs i‘älle maßgebend is t°

Am 4„ Mai hat die Klägerin Klage beim Sozialgericht (SG)

mit der Begründung erhoben, für die Berechnung ihrer

Rente hätte die allgemeine Bemessungsgrundlage von

4„812„—— DM,d1e für die im Jahre 1959 eingetretenen

Vers 1eherungsf‘a W1 „aß chend ist, zugrundegelegt werden

müssen° Na ch ihrer Auff‘a* ssung sei der Versicherung si'a 11‘

am Tage vor der Antragstellung, d.h° am 1° Januar 1959,

eingetreten°
_ ( __

„_y;

Die Beklagte meint dagegen, daß bei dem vorzeitigen

Altersruhegeld die Antragstellung für den dintritt des

Ve sicherungsfalles keine Rolle spiele; Voraussetzungen

seien nur die Vollendung des 60° Lebensjahrcs* und die

_ 3 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Nichtausübung einer versicherungspflichtigen Beschäftigung

oder Tätigkeit sowie die überwiegende rentenversicherungs—

pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit in den letzten 20

Jahren° Diese Voraussetzungen lägen bei der Klägerin schon

seit September 1958 vor"

Durch Urteil vom 13„ Oktober 1959 hat das SG die Beklagte

verurteilt, der Klägerin Altersruhegeld unter Zugrundele—

gung der für das Jahr 1959 maßgebenden allgemeinen Bemes—
sungsgrundlege zu zahlen„ Bereits der Wortlaut des Gesetzes

lasse erkennen, daß es sich bei dem vorzeitigen Alters—

ruhegeld nach @1248 Abs° 3 BVG — anders als bei der Rente

wegen Berufs— oder Erwerbsuniähigkeit — um einen gewillkür—

ten Versicherungsfell handle, dessen Eintritt außer von

weiteren, hier nicht streitigen Voraussetzungen davon ab—

hängig sei, daß der Versicherte einen entsprechenden Antrag

stelle° Eee ergebe sich a 3 Abs. 5 in Verbindung mit Abs° 1

Satz 1 d s @ 1290 RVO° Danach k0mme dem Antrag beim vorzei—

tigen Altersruhegeld die Bedeutung einer echten materiellen

Anspruchsvore‘ssetzung zu°
\

Das Berufungsgericht hat die Berufung der Beklagten durch

—
4

the 1 vom 210 April 1961 zurückgewiesen und die Revision

zugelassen° Es hält die Entscheidung des BG für zutreffend„

Der Versicherungsfall des vorzeitigen Altersruhegeldes sei

ein ”gewillkürter" Versicherungsfall„ Der Versicherte könne

bestimmen, wenn er ihn auslösen wolle° Habe die Klägerin

von ihrem Recht Gebrauch gemacht, ihre Rechtsbezichung zu

ner Beklagten nach ihrem Willen zu gestalten, so müsse die

Beklagte es hinnehmen, daß sie die Rente nach der für die im

Jahre 1959 eingetretenen Versicherungs dlle meßgebenden all—

gemeinen Bemessungsgrundlage berechnen müsse°

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Revision eingelegt°
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Sie rügt die Verletzung der @@1248, 1255 und 1290 RVO°
Der Antrag habe mit dem Eintritt des Versieheru gsfalles

nichts zu tun° Das versicherte Ereignis, dessen wirt—

schaftliche Nachteile durch die Gewährung von Rente aus—

geglichen werden sollen, könne im Falle des @ 1248
Abs° 3 RVO nur die Tatsache sein, daß die Versicherte

60 Jahre alt sei und in den letzten 20 Jahren über—

wiegend eine rentenversicherungspfliehtige Beschäftigung

oder Tätigkeit ausgeübt habe und diese nicht mehr aus—

übe° Der Rentenantrag habe nur insofern Bedeutung, als

die Entstehung des konkreten Rentenanspruehs von ihm

abhänge°

Sie beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

und des Urteils des SG Bremen vom 13, Okto—

ber l959 die Klage abzuweisen°

Die Klägerin beantragt,

die Revision der Beklagten gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Bremen vom 21° April

1961 zurückzuweisen°

Der Gesetzgeber unterscheide den Versicherungsfall vom

Beginn der Rentenzahlung° Der Versieherungsfall könne

niemals gewillkürt werden; er liege entweder objektiv

vor oder liege nicht vor; den Zeitpunkt der dentengcwäh—

rung bestimme dagegen der Versicherte, indem er Mit dem

Antrag den Rentenbeginn nach eigenem Willensentsehluß

bestimme° In 5 1255 Abs„ 2 BVG sei der "Eintritt des

Versicherungsfalles" maßgebender Zeitpunkt für die der

Rentenberechnung zugrunde liegende allgemeine Bemessungs—

grundlage° Das Gesetz unterscheide also sehr deutlich

zwischen dem Versicherungsfall als ”solchem" und seinem

Eintritt° Ob die Voraussetzungen des Versieherungs“alles

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_‘5 _

"eintreten", habe der Gesetzgeber in verschiedenen von ihm

besonders normierten Tatbeständen in die Hand des Vérsieher—

ten gelegt„ Br könne wählen, zu welchem Zeitpunkt der Ein—

tritt durch Stellung eines Antrages erfolgen solle° Zweck—

mäßigerweise würde man daher den Versieherungsfall des

% 1248 A‘e„ 3 BVD als einen ”zunächst unvollkommenen" be—

zeichnen, Zu einem vollkommenen im Sinne des 9 1255 Abs„ 2

RVO werde er erst durch die Stellung des Antrages, weil die—

eer azepruehebegründende Bedingung sei° p
‘ »

3ie zulässige Revision hatte Erfolg°

Streitig war allein, ob die Beklagte der Berechnung des vor—

zeitigen Altersruhegeldee zutreffend die für die im Jahre

l958 eingetretenen Versieherungsfälle maßgebende allgemeine

ßemessungsgrundlage zugrundegelegt hat oder ob sie die höhere,

für die im Jahre 1959 eingetretenen Versieherungsfälle maß—

gebende allgemeine Hentenbemessungsgrundlage hätte zugrunde

legen müssen„

Nach @ 1255 Abs° 2 BVD ist allgemeine Bemessungsgrundlage

der durchschnittliene Bruttoarbeitsentgelt aller Versicher—

ten der Hentenvereieherungen der Arbeiter und der Angestell—

ten ohne Lehrlinge und Anlernlinge im Kittel des dreijähri—

gen Zeitraums vor dem Kalenderjahr, das dem Eintritt des

Versicüerungeialles voraufge engen ist, Geht man von demb.
Qortleut iieeer Vorsohrift aus, so kommt es darauf an,

„

wenn der Versieherungsfell eingetreten ist°

des BSG hat in seinem Urteil vom 2“° Oktober

G 8) entschieden, daß der Versicherungsfall

48 Abs, 3 BVG eintritt, sobald die Versicherte ias

nsJahr vollendet und eine rentenversieherungspflich—

tige Eesehäftigung oder Tätigkeit nicht mehr ausübt, dab. in

dem Zeitpunkt, in welchem die letzte dieser beiden Voraus—

setzungen eintritt° Ser Hentenantrag ist zwar materielle

Vorausse"zung des Rentenanspruchs (Urteil des 40 Senats des

BSG vom 2l„9„l960 — BSG 13 S„ 79 ff), hat aber keine
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Bedeutung für den Eintritt des Versicherungsfalls selbst°

Dieser Auffassung schließt sich der erkennende Senat an°

Allerdings stellt sich bei dieser Abgrenzung des Be—

griffs des Versicherungsfalles die Frage, ob nicht eine

Regelung wie die des © 1255 Abs° 2 BVG, nach welcher für

die Bestimmung der allgemeinen Bemessungsgrundlage der

Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalles maßge—

bender Ausgangspunkt ist, zu der allgemeinen Systematik

der Rentenberechnung nach dem Arbeiterrentenversieherungs—

Neuregelungsgesetz (ArVNG), d„h‚ zu den Grundsätzen der

sog° Produktivitätsrente in einem so starken Widerspruch

steht, daß bei der Anwendung des @ 1255 Abs; 2 BVD der

Versicherungsfall als geeigneter Ausgangspunkt aus—
scheiden und an seine Stelle ein anderer Ausgangspunkt

treten muß° Es ist nämlich zu bedenken, daß die Ver—

sicherte bei dem vorzeitigen Altersruhegeld auch noch

nach Eintritt des Versicherungsfalles wirksam Beiträge

entrichten kann, etwa um die Wartezeit zu erfüllen, aber

auch, um das etwa erst später zu beantragcnde Altersruhe—

geld zu erhöhen, Wenn auch Pflichtbeiträge bei dem vor—

zeitigen Altersruhegeld praktisch ausscheiden werden,

weil zum Versicherungsfall des vorzeitigen Altersruhe—

geldes gehört, daß eine pfliehtversicherte Beschäftigung

nicht mehr ausgeübt wird, so werden die Versicherten

doeh hin und wieder von ihrem Recht, über den Eintritt

des Versicherungsfalles hinaus bis zur Rentenantrag—

stellung Beiträge zu entrichten, durch Entrichtung frei—

williger Beiträge Gebrauch machen° Daß sie dazu berech—

tigt sind, ergibt sich aus @@1233 Abs. 1 Satz 2,
_

1255 Abs° 8 und 1258 Abs° 4 EVO, Können aber Beiträge

auch noch nach dem Eintritt des Versicherungsfallcs des

vorzeitigen Altersruhegeldes wirksam entrichtet werden,

so müssen sie bei der Berechnung des erst später bean—

tragten vorzeitigen Altersruhegeldes auch berücksichtigt

verden° Eine Rentenberechnung aber, bei der auch die

_ 7 _
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nach Eintritt des Versicherungsfalles entrichteten Beiträge

noch zu berücksichtige sind, würde, wenn für die Berechnung

der sllg weneinen Bemessungsgrundlage das Entgelt aller Ver;

sicherten, welches für die drei Jahre vor dem Jahr, das

dem Vers icheru ngsfall voraufgeht, gezahlt werden ist, maß—

gebend wäre, nicht voll die im Laufe des Versicherungslebens

des Versicherten eingetretene Produktivitätsentwicklung be—

rücksichtigen° Denn es würde nicht, wie es dem Wesen der Pro—

duktivitätsrente entSprieht, der am Ende des Versicherungs—

lebens des Versicherten beetehende Produktivitätsstand, sondern

ein unter Umständen Jahre zurückliegender Produktivitätssta nd

der Rentenberechnung zugrundegelegt° Es ist zwar richtig, daß

auch nach 5 1255 Abs° 2 BVD nicht das Jahr des Eintritts des

Versieherungsfa lles selbst und auch nicht das Jahr vor dem Ein—

tritt des Vers icherungsfalles maß gehend ist, dies hat aber kei—

ne grundsätzliche Bedeutung° Hieraus können daher keine Er—

kenntnisse für die hier „uf qeworfene Frage hergeleitet werden°

Es bestehen nach alledem also Bedenken, ob der Zeitpunkt des

Eintritts des Vers icherungs ialles in dies en Ausnahmefällen

als maßgebender Ausgangspunkt für die Berechnung der allgemei—

nen Peneesunsegrundl ge angeselen werden ka nn° Es könnte er—

wogen werden, in diesen Fällen anstelle des Eintritts des Ver—

sicherungsfalles das Ende des letzten V rsicherunfs zeitraums

als ma“3 chenden Ausgangspunkt für die Berechnung der allge—

meinen Bemessungsgrundlage zu nehmen° 31ner‘ßntscheidungoeser

grundsätzlichen Frage, ob anstelle des Versieherungsfalles ein

anderer Ausgangspunkt genommen werden muß, bedarf es hier jedoch

nicht° Allenfalls könnte das Ende des letzten Versicherungszeit—

raums, keinesfalls aber, wie die Klägerin will, der Zeitpunkt der

nntrag stellung oder der des Beginns des Alters ruhegeld es als maß—

gebender Ausgangs punkt in diesem Sinne genommen wrden° Denn die—

se letzteren Zeitpunktc würden nicht nur von dem im Gesetz aus—

drücklich erwähnten Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungs—

falles mehr, als sich aus der Systematik der dynamischen Rente

ergeben könnte, abweieh n, sondern es würde auch die beim vor—

zeitive Altersruhegeld ohnedies vorhandene, nicht ganzD"
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vermeidbare Gefahr einer willkürlichen Beeinflussung

der allgemeinen Rentenbemessung3grundlage mehr als

erforderlich in Kauf genommen werden„ Da somit in die—

sen Ausnahmefällen anstelle des Versieherungsfalles

allenfalls das Ende des letzten Versicherungszeitraums

als Ausgangspunkt für die Berechnung der allgemeinen

Bemessungsgrundlege in Betracht kommen könnte, ist

vorliegend auf jeden Fall das Jahr 1958 und keines—

falls das Jahr 1959 als Ausgangspunkt für die Berech—

nung der allgemeinen Bemessungsgrundlage maßgebend„

Denn sowohl der Versieherungsfall als auch das Ende

des letzten Versieherungszeitraums liegen im Jahre 1958°

Da die Revision somit begründet war, mußten das Urteil

des Landessozialgerichts und das Urteil des BG aufge—

hoben und die Klage abgewiesen werden„

Die Kostenentscheidung beruht auf @193 des Sozialge—
richtsgesetzes°
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